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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zweiten Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1931/76 zur Aufstehung aiigemeiner Regein 
für die in den Artikein 6 b, 6 c, 24 a und 24 b der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
genannte Destiliation von Wein 

>>EG-Dok. R/1576/77 (AGRI 425)« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 528/77 2), insbesondere auf Arti- 
kel 6 b Abs. 3, Artikel 6 c Abs. 3, Artikel 24 a Abs. 5 
und Artikel 24 b Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1931/76 des Rates vom 20. Juli 1976 zur Aufstel- 
lung allgemeiner Regeln für die in den Artikeln 6 b, 
6 c, 24 a und 24 b der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
genannte Destillation von Wein 3), in der Fassung 
der Verordnung (EWG) Nr. 2688/76 4 ), zahlt die In- 
terventionsstelle den Erzeugern innerhalb von zwei 
Wochen nach Genehmigung des Vertrags über die 
Lieferung von Wein einen Betrag in Höhe von 
30 V. H. des Mindestankaufspreises in Anrechnung 
auf die Beihilfe. 

Bei Anwendung dieser Vorschrift hat sich gezeigt, 
daß dieser Betrag unter Umständen von Erzeugern 
vereinnahmt werden könnte, die der Verpflichtung 
zur Destillation anschließend nicht nachkommen. 
Zweckmäßigerweise ist daher die Art, wie diese Bei- 
hilfe gezahlt wird, zu ändern, damit die Interven- 
tionsstellen nicht gezwungen sind, unrechtmäßig ver- 
einnahmte Beträge unter schwierigen Bedingungen 
wiedereinzuziehen. 


Es empfiehlt sich daher vorzuschreiben, daß der 
Betrag, den die Interventionsstelle dem Erzeuger im 
voraus zu zahlen hat, auf den Betrag der Beihilfe 
beschränkt wird, falls die Beihilfe nicht 30 v. H. des 
Mindestkaufpreises erreicht — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1931/76 erhält 

folgende Fassung: 

„Artikel 3 

1. Bei Eingang der im Vertrag angegebenen gesam- 
ten Weinmenge in der Brennerei zahlt diese dem 
Erzeuger mindestens den Unterschied zwischen 
dem in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe b genannten 
Mindestankaufspreis und der in Artikel 2 vor- 
gesehenen Beihilfe. 

2. Innerhalb von zwei Wochen nach dem Eingang 
der im Vertrag angegebenen gesamten Wein- 
menge in der Brennerei zahlt die Interventions- 
stelle dem Erzeuger einen Betrag in Höhe von 
30 V. H. des Mindestankaufspreises gemäß Arti- 
kel 1 Abs. 2 Buchstabe b in Anrechnung auf die 
in Artikel 2 genannte Beihilfe. Dieser Betrag darf 
auf keinen Fall höher sein als die genannte Bei- 
hilfe. 


1) ABI. EG Nr. L 99 vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) ABI. EG Nr. L 69 vom 16. März 1977, S. 1 

3 ) ABI. EG Nr. L 211 vom 5. August 1976, S. 5 

4 ) ABI. EG Nr. L 304 vom 6. November 1976, S. 2 
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3. Wenn der Nachweis erbracht worden ist, daß die 
im Vertrag genannte gesamte Weinmenge destil- 
liert worden ist, zahlt die Interventionsstelle dem 
Erzeuger den Unterschied zwischen der in Arti- 
kel 2 vorgesehenen Beihilfe und dem in Absatz 2 
genannten Betrag. 

4. Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß der 
Betrag im Sinne von Absatz 2 von der Brennerei 
gezahlt wird. In diesem Falle erstattet die Inter- 
ventionsstelle den Betrag der Brennerei, wenn 
der in Absatz 3 vorgesehene Nachweis erbracht 
ist. 

5. Findet die Destillation in einem anderen Mit- 
gliedstaat als dem Erzeugermitgliedstaat statt, so 
wird der in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe b genann- 


Begründung 

Zweck dieses Vorschlags für eine Verordnung ist die 
Änderung der Vorschrift in Artikel 3 Abs. 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1931/76 über allgemeine Regeln 
für die Destillation von Wein. 

Gemäß Artikel 3 Abs. 1 zahlt die Interventionsstelle 
dem Weinerzeuger, der einen Liefervertrag mit 
einer zugelassenen Brennerei geschlossen hat, einen 
Vorausbetrag auf die Beihilfe; bei Anwendung die- 


te Mindestankaufspreis von der Brennerei ge- 
zahlt. 

6. Die Zahlung des Mindestankaufspreises durch die 
Interventionsstelle bzw. die Brennerei kann ab- 
weichend von den Absätzen 1 bis 4 in einem 
einzigen Betrag nach der Destillation der im Ver- 
trag angegebenen gesamten Weinmenge erfol- 
gen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ser Bestimmung hat sich gezeigt, daß einige Erzeuger 
der Verpflichtung zur Destillation anschließend nicht 
nachkommen. 

Damit die Interventionsstelle nicht gezwungen ist, 
unrechtmäßig vereinnahmte Beträge unter schwieri- 
gen Bedingungen wiedereinzuziehen, wird vorge- 
schlagen, daß die Vorschußzahlung auf die Beihilfe 
von der Interventionsstelle vorgenommen wird, 
wenn die gesamte Weinmenge, die im Vertrag auf- 
geführt ist, in der Brennerei eintrifft. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 5. Juli 1977 - 14 - 680 70 - E - Ag 163177: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17, Juni 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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